
1. Vorbemerkungen

Bei der Vorbereitung dieser Tagung haben
sich mir ein paar Fragen aufgedrängt, die ich
Ihnen nicht vorenthalten will:

1. Die erste Frage war eher rhetorischer
Natur: Welchen Grund zur (vermehrten) Ko-
operation gibt es überhaupt bei der Verbesse-
rung der Chancen und Möglichkeiten junger
Menschen und insbesondere bei der berufli-
chen Integration? 

Reichen die bisherigen Abstimmungspro-
zesse, die Verpflichtungen und die Vereinba-
rungen (und die dazu gehörenden Abgrenzun-
gen) nicht aus? Liegen in den jeweiligen Spe-
zialisierungen und Einzeldisziplinen nicht auch
Stärken, nach dem Motto: die Welt wird kom-
plizierter, also müssen auch die gestaltenden
und begleitenden Systeme komplizierter und
(aus-)differenzierter werden? Oder anders
herum: liegen in den jeweils bestehenden und
vermuteten Lücken nicht auch Chancen der Ge-
staltung (und ggf. auch der Umgehung) ?

Kooperation und Vernetzung sind anderer-
seits nicht nur in der sozialen Arbeit höchstak-
tuell:  vernetztes Wirtschaften und Arbeiten,
vernetztes Denken und vernetztes Lernen sind
die Zauberworte unserer Zeit. Jeremy Rifkin
(„Das Ende der Arbeit“) hat daraus ein neues
Zeitalter gemacht: Das Zeitalter der Netzwerk-
wirtschaft: „Im kommenden Zeitalter treten
Netzwerke an die Stelle der Märkte, und aus
dem Streben nach Eigentum wird Streben nach
ACCESS, nach Zugang, nach Zugriff auf das,
was diese Netzwerke zu bieten haben....Die Kin-
der....wachsen heute in einer Welt der Netz-
werke und Verbindungen auf.... Es geht nicht
mehr um Wettbewerb, sondern um Koopera-
tion, um Denken in Systemen und um Kon-
sensbildung.“ (Jeremy Rifkin: The Age of Ac-
cess; Frankfurt/New York 2000. Vgl. auch Süd-
deutsche Zeitung vom 23.8.2000)

Ist das die Botschaft? Wenn ja, müssen wir
uns mit der Frage beschäftigen, was heißt das
für eine Politik des Sozialen, für unser Thema
des Zugangs zu Arbeit und Beruf ? Denn diese
Formen des Wirtschaftens werden alle Lebens-
bereiche, die Kultur, das Soziale, das Private
durchdringen.

Und weitergehend muss dann gefragt wer-
den: Was heißt das dann für eine soziale Ko-
produktion und die Entwicklung sozialer
Räume? 

Ich werde und kann hierauf, um es vorweg zu
nehmen, keine Antwort zu geben versuchen.
Vielleicht bringen uns diese Veranstaltung hier,
insbesondere aber das Programm Soziale
Stadt und E&C an sich ein Stück weiter. Schon
eher ist möglich und mein Ziel, auf die folgen-
den Fragen eine Antwort zu geben:

2. Was ist bisher eigentlich in dem Bereich
der Kooperation schon alles geschehen? Wo
befinden wir uns heute ? Welche gesetzlichen
Grundlagen existieren ? Welche Vereinbarun-
gen und Empfehlungen und Richtlinien ? Wel-
che Praxis gibt es, aber auch welche Defizite?
Was versteht man eigentlich aus Sicht der Ju-
gendberufshilfe unter Kooperation ? Welche
Handlungsempfehlungen sind programma-
tisch, aber auch praxisbezogen zu geben?  Was
ist das Resumee ?

Entlang dieser Fragen habe ich meinen Vor-
trag aufgebaut.  Ich habe also neben den obli-
gatorischen Vorbemerkungen vier Abschnitte
vorgesehen:
" Vom Verbund zur Kooperation: ein Blick

zurück
" Von der Theorie zur Praxis: ein Blick in die

Gegenwart
" Handlungsempfehlungen:ein Blick in die

Zukunft und ein 
" kurzes Resumée.

Dabei möchte ich voraus schicken: ich werde
mich nicht auf die Frage beschränken, welche
Kooperation die drei genannten Ämter unter-
einander eingehen und pflegen (sollten); diese
Kooperation ist sehr sinnvoll und notwendig
und auch überfällig; aber aus Sicht der Ju-
gendberufshilfe greift sie zu kurz. Erfolgreiche
Kooperation muss darüberhinaus gehen.

1. Zuguterletzt noch eine letzte Vorbemer-
kung: Welchen Blickwinkel werde ich einneh-
men, denn ich soll ja aus der Sicht der Jugend-
berufshilfe auf die Kooperation schauen? Was
ist die Jugendberufshilfe überhaupt?

Zur Jugendberufshilfe gehören „alle Bera-
tungs- und Betreuungsangebote im Übergang
von der Schule in den Beruf (inkl. der Arbeit mit
SchülerInnen), berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen, sozialpädagogisch orientierte Be-
rufsausbildung, sozialpädagogisch begleitete
Beschäftigungs- und Qualifizierungsprojekte
sowie die arbeitsweltorientierte Jugendsozial-
arbeit“ (Paul Fülbier: Jugendsozialarbeit; in:
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Kreft / Mielenz (Hrsg.: Wörterbuch Soziale Ar-
beit, Weinheim und Basel 1996). Folgt man die-
ser Definition, gibt es viele Verantwortlichkeiten
bei der Hilfe und Unterstützung zur beruflichen
Integration junger Menschen. Wer aber leistet
alles Jugendberufshilfe? Ja nicht nur die öf-
fentlichen und freien Träger der Jugendhilfe,
sondern auch die Arbeitsämter, die Sozialäm-
ter, die Schulen und Berufsschulen, die Wirt-
schaft und nicht zuletzt die gesamte Träger-
landschaft. Ich habe entschieden: aus Sicht der
Jugendberufshilfe heißt für mich zunächst und
vorrangig aus Sicht der Jugendhilfe, aber
weder aus Sicht der öffentlichen Jugendhilfe,
noch aus Sicht der freien Träger der Jugend-
hilfe, vielleicht eher aus Sicht der Adressaten
im Sinne einer Anwaltsfunktion. Das trifft es
eben aber auch nur ungefähr. Es ist in erster
Linie auch eine Sicht von außen, die ich als Be-
rater einzunehmen habe.

Schließlich möchte ich noch anmerken, dass
ich mich bei der Frage, ob ich das Glas halb voll
oder halb leer darstelle, dafür entschieden
habe, es als halb leer darzustellen - alleine
schon um Sie zu noch mehr Kooperation anzu-
stacheln.

Nun zum Thema der Kooperation aus Sicht
der Jugendberufshilfe.

2. Vom Verbund zur Kooperation –
ein Blick zurück

Ich beschäftige mich hier zunächst mit einem
kurzen Rückblick auf die Entwicklung der letz-
ten 20 Jahre:
" von der Einmischungsstrategie 
" über Verbundsysteme 
" und die gesetzlichen Regelungen ( SGB VIII,

BSHG, SGB III ... )
" zu Empfehlungen und Vereinbarungen 
" und der Flankierung des Prozesses durch

Europa.

Vor meiner kurzen Zeitreise möchte ich drei
Zeitzeugen zu Wort kommen lassen, die quasi
Schlaglichter aus berufenem Munde liefern:

1. Der erste Befund stammt aus dem Jahr
1981, also von vor zwanzig Jahren und ist von
der „Erfinderin“ der „Einmischungsstrategie“,
Ingrid Mielenz:Es ist an der Zeit „Abgrenzung
und die Wahrung von Eigenständigkeit der Ju-
gendhilfe aufzugeben und stattdessen sich ein-
zumischen und auseinanderzusetzen“... „Ent-
scheidend für eine solche Entwicklung wird al-
lerdings sein, dass Jugendhilfe ihre
‚Berührungsängste‘ mit ökonomischen, bau-
und stadtpolitischen Bereichen überwindet und
sich unmittelbar in Wirtschaftspolitik, Arbeits-
markt, Stadtentwicklung und Sanierung ein-
bringt.“ (Jugendhilfe und berufliche Bildung -

Was kann Jugendhilfe gegen Jugendarbeitslo-
sigkeit tun?; In: Neue Praxis 3/81, S.228 ff).

2. Befund. Warnfried Dettling, damaliger Ab-
teilungsleiter Kinder und Jugend im Bundesju-
gendministerium sprach 1991, also vor 10 Jah-
ren von einer „fragmentierten Jugendpolitik“,
die den arbeitslosen Jugendlichen an verschie-
dene Ämter und Institutionen wie das Arbeit-
samt, das Jugendamt oder das Sozialamt ver-
weist, während dabei unklar bleibt, dass „diese
verschiedenen ‚Defizite‘ junger Menschen ge-
meinsame Wurzeln haben und nach integrier-
ten Lösungsansätzen verlangen“ Dettling emp-
fahl daher eine „Jugendhilfe, bei der Arbeit-
samt, Jugendamt, Sozialamt, Handwerkskam-
mern und Gewerkschaften zu einer
konzertierten Aktion, zu einem inhaltlichen und
organisatorischen Verbund“ zusammenkom-
men. (Warnfried Dettling: Jugendhilfe in
Deutschland. Entwicklungen - Probleme - Per-
spektiven. In: Arbeitsbuch Kinder- und Jugend-
hilfegesetz (KJHG); BBJ Consult Materialien 7,
Berlin 1991, S.82).

3. Befund: Symptomatisch scheint weitere 10
Jahre später im Jahr 2000 die Einschätzung der
bundesdeutschen Situation im europäischen
Vergleich, wie sie von zwei Experten wie Chri-
stoph Ehmann (Bildungspolitiker) und Jürgen
Walter (IG Chemie-Vorstandsmitglied) vorge-
nommen wird: „Solche regionalen Beratungs-
zentren in Großbritannien und ‚missions loca-
les‘ in Frankreich sind kleine Einheiten, die ver-
mitteln, Verbindungen herstellen, Hilfestellun-
gen geben und die vor allem bei Rückfragen
oder nach einem Scheitern erneut zur Verfü-
gung stehen. In Deutschland hingegen werden
die ritualisierten Kämpfe und Nichtkommuni-
kationen zwischen Lehrern und Sozialarbeitern,
zwischen Sozialbehörden und Bildungsbehör-
den, zwischen Arbeitsämtern und dem Rest der
Welt gepflegt. Die Verteidigung der jeweiligen
claims hat massive ökonomische Gründe: die
Arbeitsverwaltung zahlt im Benachteiligtenpro-
gramm andere Kopfsätze als die Jugendbehör-
den in den Programmen der Jugendberufshilfe
und die Schulverwaltung bei Berufsfachschu-
len, auch wenn sich im Kern alle an die gleiche
Klientel wenden: Jugendliche ohne Ausbil-
dungsplatz.“ (Ehmann; Walter: Programme mit
und ohne Perspektive; in: Frankfurter Rund-
schau 23.3.2000).

Ich möchte das so stehen lassen und zur
noch nicht sehr langen Geschichte der Koope-
ration in der Jugendberufshilfe kommen.

Mit dem Entstehen der Jugendarbeitslosig-
keit ab Mitte der 70-er Jahre in der alten Bun-
desrepublik Deutschland und der damit einher
gehenden Entwicklung von Gegenstrategien in
Form von Maßnahmen und Förderprogram-
men wuchs ab Anfang der 80-er Jahre die poli-
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tische und die fachliche Einsicht, dass eine stär-
kere regionale und lokale/kommunale Koordi-
nation in der Angebotsstruktur gewährleistet
werden müsste und es entstand nach und nach
auch die ökonomische Notwendigkeit einer Ab-
stimmung der eingesetzten Mittel und Res-
sourcen. 

Die Situation war im Wesentlichen von drei
Faktoren geprägt:

1. Das weit gehend unkoordinierte Nebenein-
anderent- und -bestehen der Förderinstru-
mente nach der Systematik des damaligen Ju-
gendwohlfahrtsgesetzes (JWG) (heute Kinder-
und Jugendhilfegesetz / SGB VIII), des Arbeits-
förderungsgesetzes (AFG) (heute SGB III), des
Bundessozialhilfegesetzes sowie unterschiedli-
cher Sonder- und Landesprogramme und schu-
lischer Regelungen und darauf basierender
Maßnahmen legte eine „Harmonisierung“
nahe.

2. Mit dem Entstehen einer breiten Träger-
landschaft, seien es nun (Berufs-) Bildungs-
oder Jugendhilfeträger, schien eine Abstim-
mung geboten, um Doppelstrukturen, aber
auch unnötige Konkurrenz in einem nach wie
vor weit gehend korporatistisch organisierten
System zu vermeiden.

3. Nicht zuletzt sind die so genannten „Maß-
nahmekarrieren“ zu erwähnen, die ab Anfang
der 80-er Jahre erstmals thematisiert wurden:
Jugendliche durchliefen verschiedene Maß-
nahmen nacheinander, ohne dass ein nachhal-
tiger Integrationseffekt in den Arbeitsmarkt er-
zielt worden wäre. Der Regelschule folgte eine
schulische Berufsvorbereitungsmaßnahme,
dieser gegebenenfalls eine weitere, diesmal
von Seiten der Arbeitsverwaltung finanzierte
Berufsvorbereitungsmaßnahme, worauf sich
eine außerbetriebliche Berufsausbildung im
Rahmen des damaligen, in der Verantwortung
des Bundesbildungsministeriums liegenden
Sonder-„Benachteiligtenprogramms“, dass
später in das AFG integriert wurde, anschloss.
Am Ende, als der Übergang von der Berufsaus-
bildung in die Beschäftigung erfolgen sollte,
stand die so genannte „Zweite Schwelle“, an
der ein großer Teil der jungen Menschen schei-
terte. Als Lösung blieben Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen im zweiten Arbeitsmarkt oder
auch die gerade sich entwickelnden Hilfen zur
Arbeit und / oder Weiterbildungsmaßnahmen,
um den Wert der Arbeitskraft zu erhalten,
manchmal in Form einer Umschulungsmaß-
nahme, weil diese bessere Beschäfti-
gungschancen versprach als der gelernte
(Sackgassen-) Beruf. Ich weiß, das Beispiel ist
leicht überzogen, aber nicht sehr weit herge-
holt. Entsprechend drastisch fiel das Urteil der
Experten aus: „Für die Jugendlichen selbst be-
deutet dieser Verschiebebahnhof von einer

Maßnahme zur anderen die Zerstörung auch
der letzten Berufswünsche.“(Hans-Joachim
Petzold, Wolfgang Schlegel: Qual ohne Wahl -
Jugend zwischen Schule und Beruf; Frankfurt
am Main 1983, S.121).

2.1  Die Einmischungsstrategie

Forderungen nach einer „Poolfinanzierung“
wurden laut (und sind bis heute nicht verhallt).
Die „Einmischungsstrategie“ in der Jugend-
hilfe wurde geboren (vgl. das eingangs er-
wähnte Zitat von Ingrid Mielenz) und fand spä-
ter (1990) als Einmischungsauftrag der Ju-
gendhilfe Eingang in das neue Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz (SGB VIII). 

Es wurden Strategien entwickelt, die die be-
rufliche Integration junger Menschen an den
räumlichen und wirtschaftlichen Strukturen des
Gemeinwesens orientierten und zu deren Ver-
besserung beitragen sollten. Berufsausbildung
und Qualifizierung wurde also nicht (mehr) als
rein pädagogische Veranstaltung betrachtet,
sondern als Teil einer (sozial-)räumlichen und
wirtschaftlichen Entwicklung von Stadtteilen,
Regionen oder strukturschwachen Gebieten. 

2.2  Entwicklung von Verbund-
systemen

„Verbundsysteme“ waren eine praktische
Antwort auf die offensichtlich verfahrene Si-
tuation, wobei in der praktischen Ausgestal-
tung unterschiedliche Strategien verfolgt und
unterschiedliche Praxismodelle entwickelt wur-
den. Es wurden vertikale und horizontale Ver-
bundsysteme, sowie trägerinterne und externe
Verbünde entwickelt, informelle, integrale, qua-
litative, additive und moralische Verbünde un-
terschieden etc. Allen war gemeinsam, Syner-
gie herstellen zu wollen und den „Maßnah-
medschungel“, in dem immer mehr Jugendli-
che verschwanden, zu lichten, indem eine
planmäßige, koordinierte Zusammenarbeit or-
ganisiert werden sollte. 

Dabei war die Begriffsverwirrung, die in der
Verbunddiskussion dominierte, symptomatisch
für die allgemeine Unübersichtlichkeit des Ar-
beitsfeldes. 

Der Grundgedanke eines qualitativen Ver-
bundsystems war der effektive Einsatz vorhan-
dener und die Erschließung neuer Ressourcen
im lokalen Zusammenhang. Die koordinierende
Funktion des Verbundes sollte alle beteiligten
Seiten, die Träger und die politischen Instanzen
(Verwaltungen, Parteien, Kammern, Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerverbände, Bürgermei-
ster und Wohlfahrtsverbände) zusammen-
führen. 

Besonders hervorzuheben ist in diesem Zu-
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sammenhang der Versuch des damaligen Bun-
desministeriums für Frauen und Jugend (heute
Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend), über die Formulierung
einer zwischen 1988 und 1992 aufgelegten Mo-
dellversuchsreihe im Rahmen des Bundesju-
gendplans (heute des Kinder- und Jugendplans
des Bundes) unter dem Fördertitel Arbeitswelt-
bezogene Jugendsozialarbeit Praxismodelle
heraus zu arbeiten, die Antworten auf effektive
Verbundsysteme und -strukturen liefern sollten.
„Dadurch entstehen zunehmend optimal in die
bestehenden Rahmenbedingungen eingepas-
ste Verbundinseln, die beinahe zwangsläufig zu
sich wechselseitig komplettierenden Verbün-
den qualitativer Art zusammenwachsen. Die
Rahmenbedingungen hierfür immer günstiger
zu gestalten, bleibt gleichzeitig Aufgabe der Po-
litik auf allen (föderalen) Entscheidungsebe-
nen.“ (Norbert Schneevoigt: Verbundsysteme;
in: BBJ Consult Info Nr.25/26 1991, S.13).

Diese optimistische, aus 1991 stammende
Annahme des seinerzeit mitverantwortlichen
Mitarbeiters des Jugendministeriums, Norbert
Schneevoigt, der die Modellphase konzeptio-
nell vorbereitet und begleitet hat, ließ sich
schon in ihrer Umsetzungsphase und auch da-
nach nicht halten. Allerdings lieferte sie durch-
aus Aufschluss über einzelne funktionierende
und effektive Wege der Kooperation, die jedoch
heterogene, kaum vergleichbare ‚Inseln‘ blie-
ben. Nichts desto trotz wurde und wird seit die-
ser Zeit an unterschiedlichsten Orten und auf
unterschiedlichsten Grundlagen und Ebenen
versucht, Kooperationsbeziehungen aufzu-
bauen, um zur Verbesserung der lokalen und
regionalen Situation beizutragen. 

2.3  Die Änderung gesetzlicher
Grundlagen

Die Forderung nach Schaffung günstiger
Rahmenbedingungen durch die Politik blieb
aber nicht gänzlich ungehört. In den letzten
zehn Jahren wurden, beginnend mit dem SGB
VIII im Jahre 1990 die sozialgesetzlichen Rege-
lungen dahingehend geändert, dass eine Ab-
stimmung und Zusammenarbeit der verschie-
denen Leistungsträger, aber auch anderer Ak-
teure dem Grunde nach verpflichtend zu erfol-
gen hat. Dabei hatte die Jugendhilfe durchaus
eine Initiativfunktion. 

Es sollen an dieser Stelle nicht alle sozialge-
setzlichen Regelungen aufgeführt werden, die
zur Zusammenarbeit und Kooperation ver-
pflichten bzw. diese anregen und fordern. Ich
möchte Sie deshalb auch nicht langweilen,
denn ich denke, Sie kennen Ihr Instrumenta-
rium am Besten. Aber ich möchte einige Dinge
noch einmal in Erinnerung rufen:

" Im Sozialgesetzbuch (SGB) X („Verwal-
tungsverfahren, Schutz der Sozialdaten, Zu-
sammenarbeit der Leistungsträger und ihre
Beziehungen zu Dritten“) sind im § 86 und §
95 (1) die Zusammenarbeit der Leistungs-
träger und die Bildung von Arbeitsgemein-
schaften besonders geregelt und hervorge-
hoben.

" Im Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG),
Sozialgesetzbuch (SGB) VIII ist im §13 („Ju-
gendsozialarbeit“), Absatz 4 von der „Ab-
stimmung der Angebote mit den Maßnah-
men der Schulverwaltung, der Bundesan-
stalt für Arbeit, der Träger betrieblicher und
außerbetrieblicher Ausbildung und Be-
schäftigung“ die Rede; § 78 sieht wiederum
die Bildung von Arbeitsgemeinschaften vor;
darüber hinaus haben die Träger öffentli-
cher Jugendhilfe nach § 81 SGB III („Zu-
sammenarbeit mit anderen Stellen und öf-
fentlichen Einrichtungen“) mit anderen Stel-
len und öffentlichen Einrichtungen, deren
Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger
Menschen und ihrer Familien auswirkt, zu-
sammenzuwirken (so u.a. auch mit Schule,
Einrichtungen und Stellen der beruflichen
Aus- und Weiterbildung, Bundesanstalt für
Arbeit, Trägern anderer Sozialleistungen...).
Landesrechtliche Regelungen finden sich
ausdrücklich und darüber hinausgehend
nur im Landesausführungsgesetz zum
KJHG in Thüringen.

Da ich hier ja aus Jugendberufshilfesicht zu
berichten habe, ist ganz besonders auf den be-
reits erwähnten Einmischungsauftrag, wie er
sich aus dem KJHG ergibt, einzugehen: Fami-
lien- und Jugendpolitik ist eine Querschnitts-
aufgabe, die das Ziel hat, Verbesserungspro-
zesse im Sozialraum zu initiieren und zu koor-
dinieren. Das Jugendamt als zweigliedrige
Behörde (bestehend aus Jugendhilfeausschuss
= Politik und der Verwaltung) hat eine „Lizenz
zum Einmischen", die sich aus folgenden recht-
lichen Rahmenbedingungen ableiten lässt, wie
die Arbeitsgemeinschaft für Erziehungshilfe
(AFET e.V.) 1998 feststellt:

§ 1, Abs.1 KJHG unterstreicht den Anspruch
junger Menschen auf Förderung ihrer Entwick-
lung und auf Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit,

§ 1, Abs.3, Satz 4 KJHG formuliert, dass be-
sonders die Jugendhilfe dazu beitragen soll,
positive Lebensbedingungen für junge Men-
schen und ihre Familien sowie eine kinder- und
familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu
schaffen,

§ 8, Abs.1 + 2 KJHG beschreibt das Recht
auf Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
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je nach Entwicklungsstand an allen sie betref-
fenden Entscheidungen; gleichzeitig können sie
sich in allen Angelegenheiten der Entwicklung
und Erziehung an die öffentliche Jugendhilfe
wenden;

§ 16 KJHG weist auf den Anspruch auf För-
derung der sozialen und kulturellen Familienar-
beit sowie deren Entwicklung und Sicherung
als kommunale Aufgabe hin;

§ 36 KJHG enthält wesentliche Vorschriften
über die Mitwirkung von Kindern, Jugendli-
chen und Personensorgeberechtigten am Ge-
staltungsprozess der Jugendhilfe;

§ 79 KJHG stellt den Träger der öffentlichen
Jugendhilfe in die Gesamtverantwortung
einschließlich der Planungsverantwortung für
die notwendige Gestaltung der Jugendhilfe;

§ 80 KJHG verpflichtet den Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe zu einer prozessorien-
tierten Jugendhilfeplanung, besonders unter
den formulierten Strukturmaximen des 8. Ju-
gendberichts:

Regionalisierung und Sozialraumorientie-
rung
Lebensweltorientierung
offene Prozessgestaltung
Einmischung 
politischer Diskurs
Beteiligung und Partizipation" 

(AFET: Netzwerk Jugendhilfe - Allianz der
Kräfte. Heft 54/1998, S.111ff).

" Im 1997 verabschiedeten Sozialgesetzbuch
(SGB) III („Arbeitsförderung“) wird im § 9
(3) die Zusammenarbeit der Arbeitsverwal-
tung mit den Beteiligten des örtlichen Ar-
beitsmarktes (Arbeitgeber- / Arbeitnehmer-
organisationen, Kammern, berufsständi-
sche Organisationen, öffentliche Verwaltun-
gen) hinsichtlich Planung und Abstimmung
geregelt; darüber hinaus ist in § 370 (Aufga-
ben der Bundesanstalt), Absatz 4 festgelegt,
dass die Arbeitsämter die Zusammenarbeit
mit Kreisen und Gemeinden, insbesondere
zur Abstimmung des Einsatzes arbeits-
markt- und strukturpolitischer Maßnahmen
in Verwaltungsvereinbarungen regeln kön-
nen.

" Im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) ist in § 8
(2) das Zusammenwirken mit anderen Lei-
stungsträgern verankert, in § 18 (2) und § 19
(4) ist die Zusammenarbeit der Träger der
Sozialhilfe mit den Dienststellen der Bun-
desanstalt für Arbeit, ‚gegebenenfalls‘ auch
den Trägern der Jugendhilfe und anderen
auf diesem Gebiet tätigen Stellen geregelt;
sie sollen insbesondere bei der Schaffung
und Erhaltung von Arbeitsgelegenheiten zu-
sammenwirken; § 95 sieht wiederum die
Bildung von Arbeitsgemeinschaften vor.

" Das „Gesetz zur Verbesserung der Zusam-
menarbeit von Arbeitsämtern und Trägern
der Sozialhilfe“ vom 20.November 2000
schließlich regelt zwei Gesetzesänderungen
bzw. -ergänzungen in SGB III und BSHG, die
das Zusammenwirken von Arbeitsamt und
Sozialamt erleichtern sollen und die die
Rechtsgrundlage zur Durchführung von Mo-
dellvorhaben zur Verbesserung der Zusam-
menarbeit der beiden Ämter liefern:

" Artikel 1 des Gesetzes legt für das SGB III
u.a. fest, dass mit dem neuen § 371a Ko-
operationsvereinbarungen getroffen wer-
den sollen, die unter Berücksichtigung der
örtlichen Verhältnisse alle Möglichkeiten
ausschöpfen, um die Vermittlung in Arbeit
zu verbessern, die Wirksamkeit der Hilfen
zur Eingliederung in eine Erwerbstätigkeit
zu steigern und das Verwaltungsverfahren
bürgernah und einfach zu gestalten. Hierzu
zählen etwa auch gemeinsame Anlaufstel-
len.

" Artikel 2 regelt für das Bundessozialhilfege-
setz analog die Kooperation mit der Ar-
beitsverwaltung, indem § 18 Absatz 2 um
einen entsprechenden Passus ergänzt wird
und § 18 a die Durchführung von Modell-
vorhaben regelt. Diese Modellvorhaben sol-
len zunächst an 20 Standorten in Deutsch-
land neue Möglichkeiten der Zusammenar-
beit zwischen beiden Ämtern erschließen.
„Viele der geförderten Arbeitsämter und
Sozialhilfeträger werden eine gemeinsame
Anlaufstelle einrichten...Die Anlaufstellen
wollen Antragstellung, Beratung, Vermitt-
lung und Eingliederungshilfen ‚unter einem
Dach‘ oder ‚aus einer Hand‘ anbieten.“ (So-
zialpolitische Umschau des Presse- und In-
formationsamtes der Bundesregierung, Nr.6
vom 15.1.2001)

Eine kleine Randbemerkung vorab an dieser
Stelle: bei dem offenbar vorhandenen Bedarf
und dem angezeigten Interesse gerade in die-
sem Bereich sollte man schleunigst die Zahl
der Modellstandorte erweitern und insbeson-
dere innovative Umsetzungskonzepte berück-
sichtigen, die vor allem eine gemeinsame Lei-
stungsgewährung vorsehen.

" Schulgesetzliche Regelungen sind im übri-
gen – wenn überhaupt – nur in Einzelfällen
in wenigen Bundesländern und dann sehr
allgemein formuliert anzutreffen. Dieser
Umstand weist bereits auf einen Schwach-
punkt hin, der in der Zusammenarbeit
Schule - Jugendhilfe, aber auch Schule - Ar-
beitsamt hemmend wirkt.
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2.4 Verabschiedung von Vereinbarun-
gen und Empfehlungen

Begleitet wurden die Debatten der letzten 20
Jahre zur verbesserten Kooperation der für die
berufliche Integration junger Menschen zu-
ständigen Stellen von diversen Absichtser-
klärungen, Rahmenvereinbarungen und Emp-
fehlungen unterschiedlichster Partner zumeist
auf bilateraler Ebene. Einige Beispiele, ohne
Anspruch auf Vollständigkeit, denn auf Länder-
und insbesondere auf kommunaler Ebene exi-
stiert eine Vielzahl an verschiedensten Abkom-
men, sollen hier genannt werden; es sind – von
ihrer überregionalen Bedeutung her - die Wich-
tigsten:

" Bereits 1982 wurden erste Empfehlungen zur
besseren Zusammenarbeit zwischen Bun-
desanstalt für Arbeit (BA) und der Arbeits-
gemeinschaft für Jugendhilfe (AGJ) veröf-
fentlicht;

" 1986 folgten die Empfehlungen des Deut-
schen Städte- und Landkreistags zum glei-
chen Thema;

" 1995 wurden die Vereinbarungen Bundesan-
stalt für Arbeit - AGJ aus dem Jahr 1982 ak-
tualisiert;

" 1996 veröffentlichte die Bund-Länder-Kom-
mission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung Empfehlungen zu inno-
vativen Maßnahmen zur Verbesserung der
Situation lern- und leistungsschwächerer
Jugendlicher in der beruflichen Bildung, in
denen Koordination und Kooperation einen
zentralen Stellenwert einnahmen;

" 1998 folgte von Seiten der BA und der Bun-
desvereinigung der kommunalen Spitzen-
verbände der Leitfaden für Sozialhilfeträger
und Arbeitsämter zur beruflichen Eingliede-
rung Arbeitsloser; er wurde im Januar 2001
aktualisiert;

" 1999 entwickelte die Arbeitsgruppe „Aus-
und Weiterbildung“ im von der Bundesre-
gierung initiierten Bündnis für Arbeit, Aus-
bildung und Wettbewerbsfähigkeit „Leitli-
nien zur Weiterentwicklung der Konzepte
zur Förderung benachteiligter Jugendlicher
und junger Erwachsener“, in denen eine ko-
operative Förderung und ein abgestimmter
Ressourceneinsatz auf lokaler und regiona-
ler Ebene gefordert wird;

" 2000 wurde von dieser Arbeitsgruppe ein
weiterer Beschluss zur „Aus- und Weiterbil-
dung von jungen Migrantinnen und Mi-
granten“ gefasst. Hier wird an verschiede-
nen Stellen auf die Bedeutung der Zusam-
menarbeit aller möglichen Stellen und Per-
sonen auf den verschiedensten Ebenen
hingewiesen. An diesem Beschluss beson-

ders interessant ist die Einbeziehung zivil-
gesellschaftlicher Organisationen, wie Ver-
eine, Verbände und Organisationen, einsch-
ließlich der Organisationen der MigrantIn-
nen.

" Ebenfalls im Jahr 2000 schließlich wurden
wiederum von der Bundesanstalt für Arbeit
die „Empfehlungen zur Zusammenarbeit
der Arbeitsämter mit den Kommunen bei
der beruflichen und sozialen Integration
junger Menschen“ vorgelegt. Hier heißt es:
„Die berufliche und soziale Integration jun-
ger Menschen erfordert die Mitarbeit aller
Partner: Arbeitsamt, Öffentliche Jugend-
hilfe, Sozialamt, Schulamt, Amt für Wirt-
schaftsförderung, Amt für Beschäftigungs-
förderung, Industrie- und Handelskammer,
Handwerkskammer, Innungen, Arbeitgeber-
verbände und Gewerkschaften, Freie Träger
der Jugendhilfe und der Sozial- und Bil-
dungsarbeit, Ausländerbehörden. Die ange-
strebte regionale Kooperation wird nur er-
folgreich sein, wenn diese Partner vor Ort in
die Arbeit einbezogen werden." 

Nicht unerwähnt bleiben soll, dass letztge-
nannte Empfehlungen auch bei der Neuformu-
lierung der Richtlinien zur Durchführung des
Sofortprogramms zum Abbau der Jugendar-
beitslosigkeit – Ausbildung, Qualifizierung und
Beschäftigung Jugendlicher in der zweiten Fas-
sung vom November 2000 in Artikel 11 Erwäh-
nung finden, indem die zusätzlichen sozialen
Betreuungsmaßnahmen für besonders be-
nachteiligte Jugendliche (niedrigschwellige,
aufsuchende mobile Jugendarbeit) mit den
Trägern der Jugend- und Sozialhilfe abge-
stimmt werden sollen.

Bei der Fülle an bestehenden Kooperations-
vereinbarungen stellt sich die Frage, was sie je-
weils vorsehen, wo sie sich unterscheiden und
wie ihre Umsetzungspraxis aussieht. Zwei der
wichtigsten Vereinbarungen sollen daher an
dieser Stelle in aller Kürze vorgestellt werden:
die der Bundesanstalt für Arbeit mit der AGJ
und die Empfehlungen zur Zusammenarbeit
mit den Kommunen.

Zunächst zur BA – AGJ:
„Die seit den 80er Jahren veränderten Praxi-

sanforderungen, die zum Ende des Jahrzehnts
durch die Wiedervereinigung mit gänzlich
neuen Herausforderungen in den neuen Bun-
desländern einher gingen, die Gesetzesrefor-
men in den Bereichen der Arbeitsförderung,
Jugend- und Sozialhilfe sowie die Veränderun-
gen in den Lebenslagen Jugendlicher machten
1995 die Aktualisierung der Empfehlungen der
BA und der AGJ erforderlich. Diese orientieren
auf eine gemeinsame Zielsetzung und die Ko-
ordinierung der Angebote speziell zwischen der
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Jugendhilfe und der Arbeitsverwaltung und
empfehlen u.a., „Planungen rechtzeitig
ab(zu)stimmen, relevante Informationen
aus(zu)tauschen, spezielle Maßnahmen durch
kooperative Formen und Beteiligungen (zu) er-
gänzen und Möglichkeiten zur Verbesserung
der Zusammenarbeit (zu) nutzen.“ 

Im Einzelnen ist vorgesehen:
" die Institutionalisierung kontinuierlicher ört-

licher/regionaler Verbundsysteme i.S. fester
Arbeitskreise unter Federführung des Ju-
gendamtes gemäß der §§ 13, 78, 79 KJHG ,

" ein jährlicher Bericht zur Situations- und Be-
darfsanalyse sowie 

" der Austausch von Informationsmaterial,
" die konzeptionelle Entwicklung der Jugend-

berufshilfe sowie 
" die Initiierung modellhafter Ausbildungs-

und Beschäftigungsprojekte unter Beteili-
gung der Wirtschaft und freier Träger,

" die Koordinierung der Angebote der Ju-
gendberufshilfe und der örtlichen/regiona-
len Beratungsdienste,

" die Kooperation mit der Berufsschule,
" die Beteiligung von Betrieben und Einbezie-

hung der Organisationen der Wirtschaft,
" eine Öffentlichkeitsarbeit, die schwer er-

reichbare Zielgruppen anspricht und die
Ziele der Zusammenarbeit verdeutlicht. 

In den Empfehlungen Arbeitsverwaltung -
Kommunen (2000) werden folgende Aufgaben
und Aktivitäten vorgeschlagen:
" Einrichtung einer Anlaufstelle „Ausbildung

und Arbeit für Jugendliche";
" Schaffung gemeinsamer Arbeitskreise und

Verbünde;
" Erarbeitung eines lokalen Berufsbildungsbe-

richts;
" Entwicklung individueller Eingliederungs-

und Förderpläne für die und mit den betrof-
fenen Jugendlichen;

" Gemeinsame Planung und Steuerung von
Maßnahmen, insbesondere für besondere
Zielgruppen (Alleinerziehende, Ausländi-
sche Jugendliche, Spätaussiedler);

" Sicherstellung einer aufsuchenden Sozialar-
beit;

" Verabredung besonderer örtlicher Vereinba-
rungen, angepasst an die jeweiligen örtli-
chen Bedingungen

Vergleicht man die beiden Dokumente, stellt
man fest, dass sich einerseits die  Empfehlun-
gen hinsichtlich einer lokalen Koordinierung
und Abstimmung decken (Berichte, Informatio-
nen, Steuerung, Arbeitskreise), es jedoch auch
zwei wesentliche Unterschiede gibt: während
die BA-AGJ- Empfehlung der konzeptionellen

Weiterentwicklung der Jugendberufshilfe auch
mittels Initiierung von Modellprojekten einen
entsprechenden Stellenwert bei misst, legt die
BA-Kommunen-Empfehlung einen besonderes
Augenmerk auf die unmittelbare Zielgruppen-
ansprache.

2.5 Die Flankierung aus europäischer
Sicht

Ich möchte jetzt abschließend zu meinem
kurzen Rückblick noch auf die europäische Di-
mension zu sprechen kommen:

Es wird kaum mehr einer behaupten, dass
unsere Lebens- und Arbeitsverhältnisse nicht
sehr weit gehend auch durch die Europäische
Union geprägt werden. Die Politikformulierung
und Struktursetzung erfolgt lange nicht mehr
allein in einem abgestimmten Prozess zwi-
schen nationalstaatlicher Ebene (Bund) und
Ländern und Kommunen, sondern wird zuneh-
mend auch durch die Europäische Ebene (mit-)
bestimmt. Davon betroffen sind immer mehr
Politikbereiche, wobei als Grundprinzip gilt: die
Europäische Union regelt die allgemeinen Rah-
menbedingungen und die Umsetzung erfolgt in
den Mitgliedsstaaten bzw. in den Regionen
sowie auf der kommunalen, lokalen Ebene. Der
soziale Bereich und auch die Jugendpolitik
waren dabei stets von geringerem Interesse;
das hat sich seit dem Lissabonner Gipfel 2000
geändert. Das zurzeit im Entstehen befindliche
Weißbuch „Europäische Jugendpolitik“ ist
Ausdruck davon und wird in besonderem
Maße Strukturen für die Zukunft setzen. Auch
die Entschließung des Rates der Europäischen
Union „Zur sozialen Integration der Jugendli-
chen" vom 14.Dezember 2000 weist in diese
Richtung.

Beredtes Beispiel und Vorreiter für eine sol-
che Entwicklung ist die Europäische Beschäfti-
gungspolitik, für die seit Abschluss des Am-
sterdamer EU-Vertrages die Europäische Kom-
mission ausdrücklich rahmensetzende Kompe-
tenzen erhalten hat. Dies hat unmittelbare
Folgen auch für die berufliche Integration der
Jugendlichen. Die Beschäftigungspolitischen
Leitlinien geben unter den vier Säulen Beschäf-
tigungsfähigkeit, Unternehmensgeist, Anpas-
sungsfähigkeit und Gleichberechtigung der Ge-
schlechter die Strategien vor und die Mitglied-
staaten haben diese in so genannten Nationa-
len Aktionsplänen zu untersetzen und zu
konkretisieren. Grundsätzlich ist dabei die Ziel-
gruppe der Jugendlichen besonders zu berück-
sichtigen, wobei zu gewährleisten ist, dass kein
junger Mensch länger als ein halbes Jahr ar-
beitslos sein darf, ohne dass ihm ein entspre-
chendes berufliches Integrationsangebot ge-
macht wurde. 
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Zur Umsetzung ihrer Strategien haben die
politischen Institutionen der Europäischen
Union für die Beschäftigungspolitik auch den
Stellenwert der Vernetzung und Kooperation
sowie des lokalen Raums erkannt. Zur Illustra-
tion seien hier einige wenige Beispiele aufge-
führt:

Neben den bereits seit 1997 existierenden
Territorialen Beschäftigungspakten ist die Stra-
tegie der Kommission, die Beschäftigung vor
Ort zu fördern und die lokale Dimension für die
europäische Beschäftigungsstrategie fruchtbar
zu machen, besonders zu nennen. Sie basiert
auf der bereits in den Beschäftigungspoliti-
schen Leitlinien für das Jahr 2000 hervorgeho-
benen Strategie, „der besonderen Rolle und
der besonderen Verantwortung der lokalen und
regionalen Organe, der übrigen Partner auf re-
gionaler und lokaler Ebene sowie der Sozial-
partner in stärkerem Maße Rechnung zu tra-
gen." (Europäische Kommission: Die Beschäfti-
gung vor Ort fördern - Eine lokale Dimension
für die europäische Beschäftigungsstrategie.
KOM (2000) 196 vom 7.4.2000).

Das Konzept der lokalen Entwicklungs- und
Beschäftigungsinitiativen sieht kommunale Be-
schäftigungsbündnisse vor; dabei soll insbe-
sondere untersucht werden, „wie die Akteure
auf örtlicher Ebene - einschließlich der kom-
munalen Gebietskörperschaften, der Unterneh-
men des 'Dritten Systems' sowie der Solidar-
wirtschaft oder des gemeinnützigen Sektors,
der Sozialpartner und der staatlichen Arbeits-
vermittlungsstellen - aber auch die Akteure auf
höheren Ebenen....den Prozess der Arbeits-
platzschaffung/-erhaltung auf lokaler Ebene un-
terstützen können". Im Anhang zu der Mittei-
lung heißt es schließlich unter dem Stichwort
'Partnerschaft': „Nach einem bedeutsamen Pa-
radigmenwechsel bei Entwicklungsfragen gilt
Beschäftigungspolitik nicht mehr nur als Ange-
legenheit von politischen Entscheidungsträ-
gern und Wirtschaftsakteuren, sondern als An-
liegen der Gesellschaft insgesamt. Darum ist
eine sinnvollere Koordinierung nicht nur bei
örtlichen Akteuren erforderlich, sondern auch
zwischen institutionellen Ebenen. Als grundle-
gende Voraussetzung für erfolgreiche Strate-
gien der örtlichen Beschäftigungsentwicklung
muss daher das Bemühen angesehen werden,
lokale Partnerschaften zu gründen, in denen
sich alle maßgeblichen Kräfte eines Bereichs
zusammenfinden."(ebd.

Die jüngste in diesem Zusammenhang rele-
vante Kommissionsmitteilung über die Durch-
führung innovativer Maßnahmen nach Artikel
6 der ESF-Verordnung vom Januar diesen Jah-
res sieht vor, vorrangig lokale Beschäftigungs-
strategien zu fördern, wobei lokale Aktions-
pläne für Beschäftigung, und die Einbeziehung

der Beschäftigungsdimension in sämtliche lo-
kale Politiken Priorität haben. Gefördert werden
u.a. Netze für die Zusammenarbeit und den Er-
fahrungsaustausch, Studien und auch Demon-
strationsprojekte (vgl. KOM (2000) 894 vom
12.01.2001).

Es müssen an dieser Stelle auch die Gemein-
schaftsinitiativen (GI‘s) als Teil des Europäi-
schen Sozialfonds erwähnt werden. Die neue
GI EQUAL im Bereich der so genannten Hu-
manressourcen soll im Rahmen des neuen För-
derzeitraums von 2000-2006 sektorale und re-
gionale Entwicklungspartnerschaften fördern,
die insbesondere zu einer Strukturverbesse-
rung führen. In den beschäftigungspolitischen
Leitlinienentwürfen für die Gemeinschaftsi-
nitiativen ist als Gemeinsamkeit für förder-
fähige Maßnahmen beispielsweise festgelegt,
dass der Aufbau regionaler Partnerschaften zu
forcieren ist; diese sollen neben Gebietskörper-
schaften auch die Wirtschafts- und Sozialpart-
ner, Nichtregierungsorganisationen und
Arbeitsämter, Einrichtungen der Wirtschafts-
förderung sowie der Aus- und Weiterbildung
einschließen (vgl.: Mitteilung zur Festlegung
der Leitlinien für die Gemeinschaftsinitiative
Equal; Abl. C 127 vom 5.5.2000).

Die Erfahrungen, die mit den früheren Ge-
meinschaftsinitiativen (Adapt, Employment)
gemacht wurden, belegen nachdrücklich, dass
ohne regionale Kooperation und Vernetzung
die Wirkung der eingesetzten Mittel und der
Maßnahmen verpuffen.
Danach geht die Initiative zur Kooperation 
" „in der Regel von der lokalen bzw. regiona-

len Ebene aus und bezieht möglichst viele
öffentliche, private wie gemeinnützige Ak-
teure vor Ort im Sinne einer längerfristigen
regionalen Entwicklungskoalition ein.... Die
regionale Netzwerkbildung sollte nicht sich
selbst überlassen werden. Eine Koordinie-
rung der Eigeninteressen aller an der Ent-
wicklung Beteiligten ist unumgänglich. ...
Entscheidend ist dann natürlich die Frage,
wer diese Vorgänge regional moderiert, co-
acht und führt. .... Eine Struktur für die Ent-
wicklung eines Regionalmanagements bil-
det eine lokale Agentur, die als unabhän-
gige Stelle unterschiedliche Zugänge der
Akteure ermöglicht und als Schnittstelle
zwischen Bündnispartnern, Projektträgern
sowie weiteren kooptierten Partnern fun-
giert“ (aus einem Erfahrungsbericht zu re-
gionalen und transantionalen Kooperatio-
nen in den Gemeinschaftsinitiativen; in:
Brandaktuell 4 / 2000).

Die Reihe der strategischen Ansätze zur För-
derung des lokalen Raums und der Vernetzung
nicht nur im Bereich der Beschäftigungspolitik
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durch die EU ließen sich beliebig fortsetzen,
insbesondere wenn man weitere Bereiche der
Europäischen Förderpolitiken, etwa die Regio-
nalpolitik, aber auch die Bildungs-/Berufsbil-
dungspolitik untersuchte. Ich will es bei den er-
wähnten Beispielen belassen, aber betonen,
dass wir gerade im lokalen – kommunalen
Raum zukünftig sehr viel stärker mit der Eu-
ropäischen Dimension und den hier begründe-
ten Instrumenten und Strategien rechnen müs-
sen.

3.  Von der Theorie zur Praxis – ein
Blick in die Gegenwart oder: wo 
stehen wir heute in der Jugendbe-
rufshilfe?

Betrachtet man die Entwicklungen der letzten
zwanzig Jahre, aber auch der jüngsten Zeit im
Bereich der beruflichen Integration junger Men-
schen unter dem Blickwinkel aufeinander bezo-
gener, transparenter und integrierter politisch-
finanzieller, organisatorisch-inhaltlicher und
fachlicher Konzeptionen und Strukturen sowie
unter dem Blickwinkel der quantitativen und
qualitativen „Versorgung“ der jungen Men-
schen kann man folgendes Fazit ziehen:

" Jugendarbeitslosigkeit ist trotz aller zusätzli-
chen Bemühungen - man denke nur an das
Sofortprogramm „Jugend mit Zukunft"
(JumP) der Bundesregierung, die diversen
Landesprogramme, wie z.B. Jugend in Ar-
beit in NRW (um nur eines zu nennen), oder
insbesondere auch die verschiedenen kom-
munalen Programme - nach wie vor unver-
antwortlich hoch und scheint von daher
trotz der Vielzahl und Vielfalt der Maßnah-
men und Angebote eher auf qualitative De-
fizite hinzuweisen. Regionale Disparitäten in
quantitativer Hinsicht, insbesondere in den
gesamten neuen Bundesländern, sind dabei
die Ausnahme von der Regel. Vieles deutet
also eher auf das Problem der Zielgruppen-
erreichung und der Attraktivität der ange-
botenen Fördermaßnahmen hin sowie auf
eine mangelnde „Passgenauigkeit“ im Be-
rufseinmündungsprozess. Ich will das,
bevor ich auf die Praxis der Kooperation zu
sprechen komme, etwas näher ausführen.

1. Die Frage, was Regel und was Ausnahme
ist im System der beruflichen Integration jun-
ger Menschen verschwimmt zunehmend. In
einer Analyse des Berufsbildungsberichts 1997
kommt Frank Braun vom Deutschen Jugendin-
stitut zu dem Ergebnis, das von den zwei Drit-
teln eines Altersjahrgangs, die nach wie vor
das Berufsausbildungssystem durchlaufen
(wollen), lediglich noch 60 %, also drei von

Fünfen im Rahmen einer traditionellen betrieb-
lich-schulischen (dualen) Ausbildung oder
einer vollzeitschulischen Ausbildung in das
Ausbildungssystem einmünden und 40 % in so
genannte Ergänzungsangeboten (Berufsvorbe-
reitung, außerbetriebliche Ausbildung, Son-
derprogramme, sonstige „Verwahr"maßnah-
men). Ganz zu schweigen von der „Staats-
quote", die mittlerweile den diversen Förder-
programmen insbesondere zur Förderung der
(betrieblichen) Berufsausbildung aus öffentli-
chen Mitteln zu Grunde liegen und in den
neuen Bundesländern bis zu 80 % aller Ausbil-
dungsverhältnisse, in Berlin bis zu 60 % aus-
machen.

2. Es fehlt dem gesamten Berufsintegrations-
system an Transparenz und Koordination und
es kommt zu konkurrierenden Programmen, In-
strumenten und auch Zielgruppen. Die Folge
sind Ausbildungen und Qualifizierungen erster
und zweiter (und dritter) Klasse mit unter-
schiedlicher finanzieller Ausstattung und  un-
terschiedlicher Bezahlung der TeilnehmerIn-
nen. In der weiteren Folge bilden sich unter-
schiedliche Qualitäten der Anbieter und Träger,
der Maßnahmen an sich und der verschiede-
nen Lernorte heraus. Der Lernort Betrieb wird
mancherorts zum knappen Gut und ist zum Teil
nur über Praktika erreichbar. Folge ist, dass sich
die betroffenen Jugendlichen in erheblichem
Maße dem System entziehen und verweigern.
Die Erfolge des Sofortprogramms JumP waren
u.a. ja diesem Umstand geschuldet.

„Besonders benachteiligte Jugendliche ent-
wickeln auf Grund anhaltender Misserfolge zu-
nehmend Schwellenängste, die deutlich wer-
den bei der Kontaktaufnahme zu Beratungs-
und Betreuungsdiensten, beim Ansprechen zur
Teilnahme auf Maßnahmen mit konkreten fach-
lichen und theoretischen Anforderungen sowie
bestimmten Verpflichtungen.... Sie entziehen
sich Bildungsangeboten und verfestigen Ver-
haltensmuster (Überlebensstrategien), die
einer eigenverantwortlichen Teilhabe am Ar-
beits- und Berufsleben entgegenstehen....
Selbst für Experten in diesem Arbeitsbereich ist
eine wenig überschaubare und wenig transpa-
rente Angebotspalette entstanden." (Aus den
Empfehlungen BA-Kommunen).

Angesichts dieser Lage, dieses immer unü-
bersichtlicher werdenden Maßnahmedschun-
gels und eines intransparenten Berufsvorberei-
tungs- und Ausbildungsstellen(ersatz)marktes
stellen sich mehrere Fragen: 
" Wer landet wo und warum?
" Welchen Wert haben insbesondere die di-

versen, kaum zu durchschauenden Ersatz-
maßnahmen ?

" Welche Vermittlungs- und Feststellungsver-
fahren liegen dem System zu Grunde und

32



wie sieht die Vermittlungsgenauigkeit aus ?
" regelt auf lokaler Ebene das System von An-

gebot und Nachfrage ?

Folgerichtig entstehen auf lokaler Ebene
mannigfaltige Versuche, Licht in das Dickicht
der Maßnahmen zu bringen, Beratung und Ori-
entierung zu geben und auch ordnend in die
Strukturen einzugreifen. So werden zum Bei-
spiel – wie in Wiesbaden oder Offenbach -
Agenturen beauftragt, den Berufseinmün-
dungsprozess zu unterstützen und zu lenken.
Bleiben wir in Hessen: Das Land wandelt seine
flächendeckenden Beratungsstellen für arbeits-
lose Jugendliche in Fachstellen zur Koordina-
tion auf lokaler Ebene um und schafft daneben
kommunale Leitstellen, die beratend und be-
gleitend tätig werden sollen, die Stadt Frankfurt
veröffentlicht ein „Frankfurter Dschungelbuch“,
einen Wegweiser durch Angebote und Maß-
nahmen der Jugendberufshilfe. 

Die Liste könnte unendlich fortgesetzt wer-
den. Über das lokale hinaus gehende Transpa-
renz würde sich darüber nicht herstellen. Eine
bundesweite flächendeckende Struktur von ko-
operativen Abstimmungssystemen ist zurzeit
nicht in Sicht, im Gegenteil bleiben einzelne
Versuche der Vernetzung und Kooperation eher
die Ausnahme, sie bleiben Inseln. Daran än-
dern auch die dargestellten entsprechend mo-
difizierten Gesetzesgrundlagen oder die unter-
schiedlichen Empfehlungen und Vereinbarun-
gen auf Bundesebene oder gar die Europäische
Beschäftigungsstrategie nichts. 

3.1  Formen der Kooperation

Dennoch hat sich in den letzten Jahren eine
Vielzahl und Vielfalt an Praxis entwickelt, es fin-
den sich sehr unterschiedliche Definitionen und
Formen von Kooperation. Wir haben uns diese
„Inseln“ nicht nur im Rahmen eines im Oktober
2000 vorgelegten Gutachtens für das BMBF
und die Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung und Forschungsförderung
„Zum Zusammenwirken der verschiedenen
Stellen“ angeschaut, sondern regelmäßig auch
im Rahmen unserer Beratungstätigkeit für öf-
fentliche und freie Träger der Jugendhilfe For-
men und Effekte der Kooperation untersucht. 

Unter Kooperation und Vernetzung werden
häufig bilaterale und kleinteilige Vereinbarun-
gen und Zusammenarbeit verstanden werden,
komplexere Formen der Kooperation oder auch
der Vernetzung sind eher selten anzutreffen.
Definiert man Kooperation aber als systema-
tisch betriebene Zusammenarbeit aller wesent-
lichen Akteure der Jugendberufshilfe eines be-
stimmten Sozialraums zur Schaffung abge-
stimmter Angebote zur beruflichen Integration

benachteiligter Jugendlicher sowie der aktiven
Abstimmung, Steuerung und Gestaltung einer
lokalen Jugendberufspolitik, muss man fest-
stellen, dass noch viel Entwicklungsarbeit zu
leisten ist. 

Immerhin ist jedoch durch die „Renaissance“
der Sozialraumorientierung in der Jugend(be-
rufs-)hilfe die Chance einer Belebung und Dy-
namisierung vernetzter Hilfeformen gegeben.
Die Initiierung des Programms „Entwicklung
und Chancen junger Menschen in sozialen
Brennpunkten“ durch das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend und
die Verknüpfung der Programmelemente mit
dem Förderkonzept „Soziale Stadt“ birgt neue
Chancen für eine weitere Profilierung und Ver-
breitung vernetzter sozialer Arbeit. Dabei sollte
und kann durchaus an den bereits vorliegen-
den Erfahrungen unterschiedlicher Praxismo-
delle angeknüpft werden. Denn da, wo Koope-
ration systematisch und längerfristig betrieben
wird, führt sie zu einer integrativen örtlichen In-
frastruktur, die ein aufeinander abgestimmtes
und bedarfsorientiertes Ausbildungs- und Be-
schäftigungssystem für benachteiligte Jugend-
liche ermöglicht. 

Aus der Praxis der bisher entwickelten Pro-
jekte und Modelle zur Umsetzung lokaler Ko-
operationsvorhaben lassen sich verschiedene
Organisationsformen herausfiltern. 

Es finden sich Kooperationen
" zum Daten- und Informationsaustausch, ins-

besondere zur Angebot-Nachfrage-Situa-
tion 

" zur qualitativen und quantitativen Abstim-
mung und Steuerung der Angebote und
Maßnahmen vor Ort

" zur Öffentlichkeitsarbeit und zur Berichter-
stattung

" zur Beratung und Begleitung der Zielgrup-
pen

" zur besseren Zusammenarbeit der Akteure
(der Ämter, der Wirtschaft, der Berufs-
schule, der Träger, der Beratungsdienste...) 

" zum Austausch und zur Weiterbildung der
an der beruflichen Integration unmittelbar
beteiligten Personen (Ausbilder, Meister,
Lehrer, Sozialpädagogen) oder der mittelbar
beteiligten Personen (Multiplikatoren, Pro-
jektleiter, VertreterInnen von Institutionen
etc.)

3.2  Erkenntnisse aus existierenden
Kooperationsvorhaben

Folgt man den wesentlichen Erkenntnissen
des genannten Gutachtens und hier insbeson-
dere der „best-practice-research“, aber auch
unseren eigenen Praxiserfahrungen können

33



folgende wesentliche Ergebnisse festgehalten
werden:
" es wird der Befund bestätigt, dass funktio-

nierende Kooperations-, Vernetzungs- und
Verbundstrukturen eher die Ausnahme als
die Regel sind; dort wo Kooperationsstruk-
turen bestehen, führen sie zu einer Verbes-
serung der Situation für die Adressaten, zu
mehr Transparenz und zu einer besseren
Abstimmung der Angebote;

" Kooperation funktioniert nur dort effektiv,
wo eine politische Absicherung, nach Mög-
lichkeit von höchster Stelle, gegeben ist und
entsprechende Ressourcen zur Verfügung
gestellt werden; das bedeutet zunächst zwar
einen höheren Arbeitsaufwand, mit der Zeit
werden Kooperationsstrukturen aber zur
Selbstverständlichkeit und „amortisieren“
sich;

" die Kooperation mit Schule und Wirtschaft
wird vergleichsweise vernachlässigt, eine
Kooperation mit Stadt- oder Regionalpla-
nung / Strukturpolitik findet man so gut wie
gar nicht; es dominieren Kooperationsbe-
züge zwischen Jugendamt, Sozialamt und
Arbeitsamt sowie mit und zwischen freien
Trägern der Jugendhilfe und der (Berufs-)
Bildungsarbeit;

" allerdings mangelt es selbst innerhalb des
Systems Jugendhilfe an Zusammenarbeit,
etwa zwischen Jugendsozialarbeit und mo-
biler Jugendarbeit oder mit offener Ju-
gendarbeit oder mit außerschulischer Bil-
dungsarbeit (Kulturarbeit, politische Bil-
dungsarbeit, internationale Jugendarbeit
etc.)

" eine Abstimmung des Finanzmitteleinsat-
zes, geschweige denn eine Poolfinanzie-
rung ist nicht anzutreffen;

" die gesetzlichen Grundlagen sind im Grunde
ausreichend formuliert; allerdings fehlen für
zentrale verbindliche Anlauf- und Bera-
tungsstellen aus Sicht der Jugendhilfe kla-
rere gesetzliche Regelungen; dazu kommt,
dass zwar Kooperation grundsätzlich vorge-
sehen und gewünscht ist, aber unklar bleibt,
wer dafür verbindlich Sorge zu tragen hat;

" Kooperation bedeutet in den seltensten Fäl-
len auch Partizipation der Adressaten; inso-
fern ist eine soziale Koproduktion unter
Berücksichtigung der Belange der Betroffe-
nen zumindest erschwert;

" Kooperation wird häufig verhindert durch
unterschiedliche Ämterkulturen (etwa Ar-
beitsamt – Jugendamt), durch unterschied-
liche Rollen- und Selbstverständnisse und
vielfältige Formen von (Ressort-) egoismen;
es geht um Ängste vor „Machtverlust“, um
anstehende sonstige Belastungen (etwa Ar-
beitsamt 2000, Bezirksreform hier in Berlin,

etc.); ein Grund Kooperation „jetzt gerade
nicht“ nicht abzulehnen, aber auf die lange
Bank zu schieben, findet sich im Zweifelsfall
immer;

" Anlass für Kooperation, insbesondere zwi-
schen Jugendämtern und Arbeitsämtern ist
häufig aus Sicht der Kommunen ihre
prekäre Haushaltslage. In einer Befragung
aller deutschen Jugendämter wurde mit 73
% aller Nennungen als größtes Jugendpro-
blem zwar die Jugendarbeitslosigkeit ge-
nannt. Dem gegenüber steht der durch die
Kommunen zur Verfügung gestellte geringe
(Mittel-)Einsatz zur Bekämpfung der Ju-
gendarbeitslosigkeit. 

In einer (Zwischen-)Auswertung der Umset-
zung der Empfehlungen Bundesanstalt für Ar-
beit - AGJ zur besseren Zusammenarbeit kom-
men die Landesarbeitsämter beispielsweise zu
dem Ergebnis, dass sich die Jugendämter weit
gehend ihrer Verantwortung entziehen und
diese den Arbeitsverwaltungen zuschieben. 

„Während nach den Berichten der Landesar-
beitsämter die Herstellung persönlicher Kon-
takte wesentlich dazu beigetragen hat, die Zu-
sammenarbeit erheblich zu verbessern, ist in
einigen Bezirken die Bereitschaft der Jugen-
dämter an einer Zusammenarbeit mit den Ar-
beitsämtern eher zurückhaltend zu beurteilen.
Dort liegt die Gewichtung der Prioritäten der
Jugendämter auf anderen Gebieten, z.B. der
Sucht- und Gewaltprävention, kulturelle Frei-
zeitangebote u.a.. Angesichts der prekären
Haushaltslage der Kommunen und Landkreise
steht bei diesen Jugendämtern häufig eine wei-
tere finanzielle Entlastung durch Maßnahmen
der Bundesanstalt für Arbeit im Vordergrund.
Nicht selten ist zu beobachten, dass die Jugen-
dämter die Personenkreise, die der personen-
bezogenen Jugendhilfe zuzuordnen sind, den
Arbeitsämtern zuleiten, um kostenträchtige Ju-
gendhilfeeinrichtungen zu umgehen.“ (Aus
einer internen Informationsunterlage der Bun-
desanstalt für Arbeit zu den Erfahrungen in der
Umsetzung der Zusammenarbeit Arbeitsver-
waltung- zwischen der Bundesanstalt für Arbeit
und der Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe
vom 3.7. 1997).

Diese Tendenz ist mit der Auflage des Sofort-
programms der Bundesregierung JumP eher
manifestiert worden; insbesondere Artikel 11
des Sofortprogramms („Soziale Betreuung...“)
wird auf kommunaler Ebene intensiv genutzt,
um im Grunde originäre Aufgaben der Jugend-
hilfe („Aufsuchende, mobile Jugendarbeit“) ko-
stenseitig auf die Arbeitsverwaltung „abzu-
schieben“. Siehe hierzu auch Anhang 1

34



4. Handlungsempfehlungen: ein Blick
in die Zukunft

Bevor ich auf die konkreten Handlungsemp-
fehlungen zu sprechen komme, möchte ich her-
vorheben, dass das Thema Kooperation und
Vernetzung  zwar von herausragender Bedeu-
tung bei der beruflichen und sozialen Integra-
tion junger Menschen ist, aber es mindestens
drei weitere zentrale Themenbereiche gibt, die
aus Sicht vieler Experten anzugehen sind und
die Kooperation vor Ort erheblich erleichtern
und beflügeln würden: Diese Themen sind:

1. Der Bau einer Brücke zwischen Regel und
Ausnahme;

2. Die Flurbereinigung des Maßnahme- und
Förderdschungels;

3. Die Individualisierung und Flexibilisierung
des beruflichen Integrationsprozesses.

1. Es muss eine Brücke zwischen Regel und
Ausnahme gebaut werden. Das Versagen des
„normalen" Systems, insbesondere in den
neuen Bundesländern und die stetig wachsen-
den Anforderungen an dasselbe einerseits und
das aufgebaute und entwickelte Know-How
und die materielle Ausstattung bei den ver-
schiedensten Trägern der Maßnahmen (berufs-
und sozialpädagogischer Natur) andererseits
legen den Schluss nahe, dass es zu einer kon-
sequenten Lernorterweiterung kommen muss,
in dem Betriebe, Berufsschule und außerbe-
triebliche Einrichtungen Lernortverbünde er-
richten, die alle Jugendlichen, die sich berufli-
cher Qualifizierung befinden, in unterschiedli-
chem Tempo durchlaufen können. Zugleich
würde eine solche „Pluralisierung" der Lernorte
(auch unter Berücksichtigung weiterer Lernorte
und -arten wie Auslandsaufenthalte, Seminare,
Projekte, Freiwilligendienste etc.) insbesondere
kleineren Betrieben die gewachsenen Anforde-
rungen an Kompetenzvermittlung in einem ab-
gestimmten Prozess abnehmen, einen breite-
ren Kompetenzerwerb ermöglichen, sowie zu
einer Entstigmatisierung der „Benachteiligten"
führen, da es nur noch ein Regelsystem mit un-
terschiedlichen Lernorten und Gewichtungen
gäbe. Die Ghettos der Benachteiligtenförde-
rung würden geöffnet ebenso wie das knappe
Gut „Lernort Betrieb“.

2. Es ist eine „Flurbereinigung“ des Maß-
nahme- und Förderdschungels durchzuführen.
Die „problematische Überdifferenzierung von
Programmen und Maßnahmetypen und eine
absolut unproduktive Zersplitterung von Zu-
ständigkeiten, Ressorts und Programmphiloso-
phien“ führen zu Steuerungsblockaden und zur
Desorientierung von Jugendlichen. Die Ange-
botsseite muss daher radikal gelichtet und ver-

einfacht werden und zugleich für besondere
Problemlagen individuelle Wege und Lösungen
zulassen; 

3. Der berufliche Integrationsprozess muss
individualisiert und flexibilisiert werden. Die
„Dutzendware“ von der Stange mit Namen
„Maßnahme“ im 12-er, 24-er, 36-er, etc. Paket
gehört beendet. Das heißt, es muss eine Diffe-
renzierung der Bildungsangebote auf einer ein-
heitlichen Folie geben. Transparenz in den
Maßnahmen und eine Festlegung deren jewei-
ligen Wertes sollte das Ziel sein. Als Modell
könnte ein modulares, bausteinartiges System
dienen, das Wahl- und Pflichtbausteine kennt
und entsprechende Validierungen und Zertifi-
zierungen vorsieht, die in einem Qualifizie-
rungspass dokumentiert werden. Dabei sollte
auch die starre zeitliche Regelung von zwei,
drei oder dreieinhalb Jahren für eine Regelaus-
bildung aufgegeben werden, zugunsten einer
offenen, für die so genannten Benachteiligten
auch längeren, etwa fünfjährigen Bildungszeit,
die im Rahmen des systematisch entwickelten
Bausteinsystems, die zu einheitlichen Ab-
schlüssen führt, durchlaufen wird und die die
Grundlagen für ein lebenslanges Lernen legt.
Begleitende Lotsen- und Beratungssysteme
(analog zur Studienberatung für StudentInnen)
sind zur Umsetzung unabdingbar. 

Um nicht missverstanden zu werden: es geht
nicht um eine vorbehaltlose Individualisierung
und zeitliche Streckung der Berufsbildung; wer
zügig lernt, sollte belohnt werden.  Und es
müssen auch kollektive Lernprozesse initiiert
werden, um der ohnehin wachsenden Tendenz
der Auflösung sozialer Bezüge entgegen zu wir-
ken; kollektive Lernprozesse haben nicht nur
ihren (sozial-) pädagogischen Wert, zur Ver-
mittlung von Teamfähigkeit etc., sondern auch
von Solidarität und sozialer Identität. Hierbei
kann insbesondere die Sozialraumorientierung
wertvolle Hilfe leisten. 

Aber es geht auch um eine Flexibilisierung
und Entbürokratisierung in der Organisierung
der Angebote, bei gleichzeitiger Berücksichti-
gung der Bildungsinteressen der Adressaten
aber auch der Qualifikationsbedarfe der Wirt-
schaft. Eine solche Reform würde m. E. nicht
nur lokale/regionale Koordination und Vernet-
zung voraussetzen, sondern wie gesagt auch
beflügeln. 

Aus den verschiedenen existierenden Praxis-
modellen und aus der Analyse der gesetzlichen
und programmatischen Rahmenbedingungen
lassen sich einige grundlegende Handlungs-
empfehlungen resp. Anforderungen heraus fil-
tern, die sich auf die drei genannten Ebenen
Gesetze, Programme, Praxis beziehen. Diese
Empfehlungen beruhen ebenfalls im wesentli-
chen auf dem erwähnten Gutachten der BBJ
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Servis. Insbesondere für die Empfehlungen auf
der praxisorientierten Ebene gilt, dass sie - wie
es auch in den Empfehlungen der BA zur Zu-
sammenarbeit mit den Kommunen heißt - den
jeweiligen lokalen Bedingungen angepasst
werden müssen. 

4.1  Die juristische Ebene:

" es sollte verbindlich geregelt werden, dass
es zur Sicherstellung lokaler Kooperations-
beziehungen kommt. Das führt zur Frage,
wer verantwortlich ist, „den Hut auf hat“
und als Motor fungiert: zweitrangig ist dabei
zunächst die Organisationsform, das
„Wie?“ und die Frage, wer für das operatio-
nelle Geschäft zuständig ist; ob es zum Bei-
spiel ein Rotationsverfahren in der Verant-
wortung gibt oder eine Delegierung Her-
stellung der Kooperationsbezüge an eine
dritte (intermediäre) Stelle. Im Grunde läuft
eine verbindlichere Regelung auf entweder
die Arbeitsverwaltung oder die Kommune
(Jugend- und Sozialamt) zu;

" auch die Frage der Schaffung von (unabhän-
gigen) Informations- und Beratungsstellen
und die Aufstellung individueller Hilfepläne
im Sinne eines Casemanagement sollten
verbindlicher geregelt werden;

" über die Möglichkeit der Schaffung von ge-
poolten Fördertöpfen sollte auch auf der ju-
ristischen Seite nachgedacht werden; es
wird interessant sein, welche Erfahrungen
mit der Experimentierklausel im Rahmen
der Zusammenarbeit Arbeitsämter - So-
zialämter insbesondere mit der gemeinsa-
men Leistungsgewährung gemacht wer-
den. Hier sollte mehr Mut und Kreativität
entwickelt werden und insbesondere ein er-
weitertes Praxisfeld ermöglicht werden;

" schließlich sollten die rechtlichen Vorschrif-
ten zur Bildung von Arbeitsgemeinschaften
ausgebaut werden.

4. 2 Die programmatische Ebene

" zukünftige Förderprogramme sollten – wie
dies im Programm E&C bereits geschieht –
den Kooperationsaspekt stärker berücksich-
tigen; sie sollten in ihrer Struktur verein-
facht und damit transparenter werden; ins-
besondere sollten sie vermeiden, neue Dop-
pelstrukturen aufzubauen;

" grundsätzlich sollten zukünftige Förderpro-
gramme darauf untersucht werden, inwie-
weit sie mit europäischen Förderstrategien
harmonieren und diese entsprechend ge-
nutzt werden können; darüber hinaus soll-
ten die Programme grundsätzlich eine Be-
teiligung und eine Kofinanzierung von meh-

reren Partnern vorsehen; über Modelle der
Poolfinanzierung ist nachzudenken;

" die existierende Fördersystematik sollte –
wie eingangs bereits erwähnt – radikal ent-
schlackt und individualisiert werden; statt-
dessen müssen „passgenaue“ Qualifizie-
rungswege in sinnvollen Förderketten, die
durch individuelles Casemanagement be-
gleitet werden, gefördert werden; örtliche
Clearing-Stellen, vorzugsweise beim örtli-
chen Träger der Jugendhilfe angesiedelt
(siehe Fachstellen-Modell in Hessen), soll-
ten zusätzlich initiiert werden.

4. 3  Die praxisorientierte  Ebene

" Die Zielsetzungen der Kooperation muss für
alle deutlich sichtbar und der politische
Wille muss vorhanden sein; Kooperation
muss den Beteiligten (der Jugendberufs-
hilfe, den beteiligten Stellen, der Region,
der Stadt, der Wirtschaft, den Jugendlichen)
Vorteile bringen, muss sich lohnen; 

" Die Aufgabenstellungen und das Tätigkeits-
feld muss klar definiert sein; insbesondere
bei breitem und arbeitsteiligem Betäti-
gungsfeld muss ein umfassender Informati-
onsaustausch und Transparenz angestrebt
werden. Aufgaben können sein: Erstellung
von Analysen und Berichten, Ermittlung
von Angebot und Nachfrage, Planung und
Abstimmung; Informationsvermittlung, Be-
ratung, Organisation von Kommunikation
und Kooperation, sowie von Partizipation
der Adressaten, Kompetenzvermittlung, Er-
fahrungsaustausch. Die Aktivitäten sollten
sich sowohl auf die einzelnen Jugendlichen
beziehen als auch auf die Struktur der Maß-
nahmen und Angebote vor Ort. Soweit sich
die Aktivitäten auf die Jugendlichen direkt
beziehen, sollten sie sich als niedrigschwel-
lige Anlauf – und Beratungsstellen profilie-
ren, die im Sinne des Casemanagement
eine individuelle Berufswegeplanung und
Problemlösungs- bzw. Integrationsstrategie
leistet. Diese Aufgaben können und sollten
jedoch auch getrennt von den Koordinati-
onsfunktionen erfolgen;

" die Form der Kooperation sollte in einer
transparenten Struktur, in einem Organisa-
tionsmodell festgelegt werden; Aufgaben,
Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten,
aber auch Arbeits- und Rollenteilungen auf
allen Ebenen müssen klar geregelt sein;
dies betrifft Initiator und Motor, Lenkung
und Steuerung, Arbeitskreise, sowie An-
laufstellen für die Jugendlichen. Für die zen-
trale Steuerung kann eine externe neutrale
Einrichtung oder eine (zusammengelegte)
öffentliche Verwaltung eingerichtet werden,
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die eine hohe Akzeptanz aller benötigt;
" es sollen möglichst alle relevanten Partner

einbezogen werden, neben Arbeitsamt und
den verschiedenen kommunalen Ämtern
wie Sozialamt, Jugendamt, Amt für Wirt-
schaftsförderung sind dies insbesondere
auch die Schulen / Berufsschulen und die
Wirtschaft, die Stadt- und Regionalplanung,
die Sozialpartner und die zivilgesellschaftli-
chen Organisationen und Einrichtungen;

" die Entwicklung und der Aufbau der Koope-
rationsbeziehungen erfordert viel Energie
und muss als mehrjähriger Prozess organi-
siert sein, der zudem einen entsprechenden
personellen und zeitlichen Aufwand erfor-
dert; diese Ressourcen müssen zur Verfü-
gung gestellt werden;

" die potenziellen Trägerkonkurrenzen und
(absehbaren) Streitigkeiten zwischen und in
den beteiligten Verwaltungen dürfen den
Kooperationsprozess nicht blockieren und
müssen offen gelegt werden; hierzu bedarf
es der Professionalisierung und Sensibili-
sierung der Beteiligten, auch und vor allem
in den betroffenen Ämtern. Als sinnvoll
haben sich in diesem Zusammenhang neu-
trale, „intermediäre" Organisationen erwie-
sen, die die Moderation und das Coaching
übernehmen und ausgleichend wirken.
Siehe hierzu auch Anhang 2.

5. Resumee

Ich komme zum Schluss: 
Zusammenfassend kann festgestellt werden,

dass der Anspruch auf eine umfassende Ko-
operation (und Vernetzung), wie sie sowohl von
der EU-Kommission als auch zum Beispiel in
den Empfehlungen Bundesanstalt für Arbeit -
Kommunen formuliert sind, zwar grundsätzlich
richtig und dringend zu verwirklichen ist, in der
Fläche aber noch viel zu tun ist und der Königs-
weg zu ihrer Umsetzung nicht existiert. Zu viel
hängt von lokalen Rahmenbedingungen, Struk-
turen und jeweiligen Akteuren ab. Insofern trifft
die Empfehlung der Bundesanstalt für Arbeit
zur Zusammenarbeit mit den Kommunen den
Kern, indem sie hervorhebt, dass die Rahmen-
vereinbarung durch örtliche Vereinbarungen
untersetzt werden müssen, um den unter-
schiedlichen regionalen Rahmenbedingungen
und den gewachsenen Strukturen zu entspre-
chen. Dennoch gibt es - wie gesehen - Stan-
dards, an denen zu orientieren sich lohnt. Letzt-
lich hängt die Frage der Kooperation eindeutig
aber auch vom politischen Willen der Verant-
wortlichen und dem Engagement Einzelner vor
Ort, nicht zuletzt auch von der „Chemie" der
einzelnen Personen ab. Die angesprochenen
unterschiedlichen „Kulturen“ gilt es zu über-

winden.
Dabei sind sicherlich die zur Zeit existieren-

den, Kooperation verhindernden oder er-
schwerenden Faktoren auf gesetzlicher und
programmatischer Seite zu beseitigen. Ein Pro-
gramm analog zu E&C oder zum Modellpro-
gramm Zusammenarbeit Arbeits- und So-
zialämter könnte und wird weitere Aufschlüsse
über das Funktionieren liefern, würde zunächst
aber nur weitere Inseln schaffen. Ich denke, es
ist an der Zeit, in die Fläche zu wirken und ins-
gesamt zu einer Strukturreform zu kommen.
Handlungsleitend sollten die von mir genann-
ten Maximen sein: Brücken bauen zwischen
Regel und Ausnahme, Maßnahmedschungel
beseitigen und zugleich individuelle Integrati-
onsstrategien organisieren, regionale/lokale Ar-
beitsmarkt- und Ausbildungsagenturen zur Ko-
ordination und Kooperation resp. Steuerung
und zur individuellen Problemlösungsfindung
schaffen.

Die (wieder ge-) wachsende Bedeutung des
Sozialraums und die Rückverlagerung der Ver-
antwortung für die gesellschaftliche, soziale
und berufliche Integration auf die lokale Ebene
hat für die Jugendberufshilfe einen besonderen
Stellenwert:
" der oft proklamierten Lebens- und Arbeits-

weltorientierung wird Leben eingehaucht,
indem statt der Kunstwelt „Maßnahmeträ-
ger“ der Betrieb, die Schule, das Wohnum-
feld, die Nachbarschaft, das Soziale und das
Kulturelle Integration (wieder) organisieren
und somit zugleich selbst zum (entpädago-
gisierten) Lernfeld werden;

" die existierende Zergliederung pädagogi-
scher Prozesse kann aufgehoben werden zu
Gunsten eines ganzheitlichen Lernens, das
umfassende Fach- und Schlüsselqualifika-
tionen und Methodenkompetenzen an un-
terschiedlichen Lernorten mit unterschiedli-
chen Lernkulturen vermittelt;

" die Adressaten der Integrationsbemühungen
können wieder zu Subjekten ihrer „Sozia-
litäten“ (Timm Kunstreich) werden, indem
partizipatorische Strategien und Konzepte
entwickelt werden, die die jungen Men-
schen zu Produzenten und die Professionel-
len zu Koproduzenten des Sozialen machen.

Ich danke Ihnen für Ihre Geduld und Ihre Auf-
merksamkeit.
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Anhang 1

Zusammnefassung 

Erkenntnisse aus der Praxis

" Positive Folgen der Kooperation:

Transparenz 
Verbesserung für die Adressaten
Abstimmung der Angebote

" Kooperationspartner außerhalb der 

Jugendhilfe: 

Häufig: Jugend- & Sozialamt; Arbeitsamt,
freie Träger der Jugendhilfe & der (Berufs-)
Bildung
Seltener: Schule und Wirtschaft 

" Kooperationspartner Innerhalb der Jugend-

hilfe

Kaum: Stadt- oder Regionalplanung 
Adressaten (Partizipation

" Voraussetzungen: 

politische Absicherung 
Ressourcen 

" Hindernisse/Erschwernisse: 

klarere gesetzliche Regelungen hinsichtlich
- Zuständigkeit für Kooperation
- Anlauf- und Beratungsstellen
Ämterkulturen
Ressortegoismen
Prekäre Haushaltslage der Kommunen

" „Offene Posten“: 

Poolfinanzierung
Konzepte der Partizipation

Anhang  2

Zusammnefassung 

Handlungsempfehlungen 

" Festlegung der Verantwortung:

Verbindliche Regelung von Informations-
und Beratungsstellen
Prüfung der „Mittelpoolung“
Ausbau der Vorschriften zur Bildung von 
Arbeitsgemeinschaften 

" Programmatische Ebene: 

Kooperationsaspekt stärker berücksichtigen
Doppelstrukturen vermeiden
Harmonisierung mit europäischen Förder-
strategien
Kofinanzierung von mehreren Partnern vor-
sehen
Entschlackung der Fördersystematik; Indivi-
dualisierung

" Praxisorientierte Ebene: 

Transparente Zielsetzungen
Nutzen und Vorteile
Klare Aufgabenstellungen
Klare Struktur, eindeutiges Organisations-
modell
Vielfalt der Partner
Ausdauer und Ressourcen
Offenheit und Professionalisierung
Sensibilisierung 
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